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Wahlen zu den Volksvertretungen -
Verwirklichung der Souveränität des werktätigen Volkes
Prof. Dr. TORD RIEMANN, Sektion Rechtswissenschaft der Humboldt-Universität Berlin

Vorbereitung und Durchführung der Wahlen zu den Volks­
vertretungen nehmen im Leben unserer Gesellschaft einen 
bedeutenden Platz ein — geht es doch darum, über die 
Zusammensetzung derjenigen Organe zu entscheiden, die 
im Auftrag der Werktätigen und in Wahrnehmung ihrer 
Interessen die staatliche Leitung der gesellschaftlichen Ent­
wicklung verwirklichen. Was die Realität und die Lebens­
kraft der sozialistischen Demokratie ausmacht — die tätige 
Mitwirkung und Mitverantwortung der Bürger auf allen 
Gebieten des gesellschaftlichen Lebens — ist auch für 
unsere Wahlen kennzeichnend. In konzentrierter Form 
machen die Werktätigen von ihrem Grundrecht auf um­
fassende Mitgestaltung Gebrauch.

In der DDR sind die Wahlen Akte der Machtausübung 
durch die von der Arbeiterklasse geführten Werktätigen. 
Das gilt für die Wahlen zur Volkskammer ebenso wie für 
die Kommunalwahlen, in deren Vorbereitung wir gegen­
wärtig stehen. Mit den Wahlen zu den Kreistagen, Stadt­
verordnetenversammlungen, Stadtbezirksversammlungen 
und Gemeindevertretungen gestalten wir einen gesell­
schaftlichen Höhepunkt in Vorbereitung des 30. Jahrestages 
der Gründung der DDR. Die Wahlbewegung steht im 
Zeichen der umfassenden Bilanz des in drei Jahrzehnten 
Arbeiter-und-Bauem-Macht und besonders seit dem 
VIII. und IX. Parteitag der SED Erreichten und Geschaffe­
nen. Sie steht im Zeichen der Aktivitäten dey Werktätigen 
zu Ehren des 30. Jahrestages, mit denen sie zur Stärkung 
des sozialistischen Staates beitragen.

Unser Wahlsystem — von den Werktätigen 
geschaffen und gestaltet.

Es ist ein Grundzug unserer Wahlen und Ausdruck ihres 
zutiefst demokratischen Charakters, daß die Werktätigen 
selbst als Herren des Staates die Wahlen gestalten, leiten 
und organisieren.

In Ausübung und zur Verwirklichung ihrer Macht 
haben die von der Arbeiterklasse geführten Werktätigen 
das Wahlsystem und das Wahlrecht geschaffen, das den 
Grundsätzen und Erfordernissen unserer sozialistischen 
Demokratie entspricht. Es gewährleistet, daß die Werk­
tätigen die Besten aus ihrer Mitte in die Volksvertretun­
gen entsenden, damit sie als ihre Bevollmächtigten in den 
staatlichen Machtorganen wirken.

In den drei Jahrzehnten der Entwicklung unserer 
Arbeiter-und-Bauem-Macht ist auch das Wahlsystem, das 
seinen rechtlichen Ausdruck im Wahlgesetz vom 24. Juni 
1976 (GBl. I Nr. 22 S. 301) gefunden hat, ständig weiterent­
wickelt und vervollkommnet worden: B.ereits zu den Wah­
len 1950 wurde ein gemeinsamer Wahlvorschlag der Natio­
nalen Front auf gestellt, und in der Wahlvorbereitung er­
folgte die Prüfung der Kandidaten durch die Wähler. Seit 
dem Jahre 1954 wurde auf öffentlichen Konferenzen der 
Wählervertreter über die Aufnahme der Kandidaten in den 
Wahlvorschlag beraten. 1957 sind erstmals mehr Kandida­
ten aufgestellt worden, als Mandate zu besetzen sind, und 
die Zahl der Abgeordneten der örtlichen Volksvertretun­
gen wurde erheblich vergrößert Die Wahl der Abgeordne­
ten in. Wahlkreisen erfolgte erstmals im Jahre 1957; zu den 
Wahlen 1963 und 1965 wurden die Wahlkreise wesentlich 
verkleinert, um die Verbindung zwischen Wählern und 
Abgeordneten noch enger zu gestalten. Seit dem Jahre 1963 
ist die Leitung der Wahlen demokratisch gebildeten Wahl­
kommissionen übertragen. Mit der Ergänzung und Ände­

rung der Verfassung der DDR vom 7. Oktober 1974 wurde 
in Art. 22 das Wahlalter für das aktive und das passive 
Wahlrecht einheitlich auf 18 Jahre festgelegt. § 17 des 
Wahlgesetzes normiert auch die bewährte Praxis, wonach 
die Kandidaten, bevor sie von den demokratischen Par­
teien und Massenorganisationen aufgestellt werden, von 
den Kollektiven, in denen sie tätig sind, geprüft und vor­
geschlagen werden sollen. Auf Grund des Beschlusses des 
Staatsrates der DDR zur Zusammensetzung der Kreistage, 
Stadtverordnetenversammlungen, Stadtbezirksversamm­
lungen und Gemeindevertretungen vom 7. Dezember 1978 
(GBl. I Nr. 42 S. 464) wurde die Anzahl der Abgeordneten 
der örtlichen Volksvertretungen in den Kreisen sowie in 
den Städten und Gemeinden über 5 000 Einwohner noch­
mals erhöht; damit wird die Möglichkeit gegeben, vor 
allem noch mehr Arbeiter als Abgeordnete zu wählen.

Unser Wahlrecht baut auf den Bestimmungen der Ver­
fassung auf, vor allem auf Art. 22, in dem das Wahlrecht 
der Bürger als eines ihrer Grundrechte verankert ist. Hier 
sind auch die unverzichtbaren sozialistischen Wahlprinzi­
pien festgelegt: die Leitung der Wahlen durch demokratisch 
gebildete Wahlkommissionen, die Volksaussprache über 
die Grundfragen der Politik und die Aufstellung und Prü­
fung der Kandidaten durch die Wähler.

Das in der DDR geschaffene Wahlsystem, das ein we­
sentliches Element unserer sozialistischen Demokratie bil­
det, hat nichts gemein mit dem Wahlmechanismus bürger­
licher Staaten. Dort dienen die Wahlen der Erhaltung und 
Drapierung der Herrschaft der Großbourgeoisie; sie sollen 
die Werktätigen glauben machen, sie hätten Einfluß auf 
die staatliche Politik, und gleichzeitig ihren Einfluß auf 
die Staatsgeschäfte ausschließen.1 So ist auch das Wahl­
system der DDR mit solchen Begriffen wie Verhältniswahl 
oder Mehrheitswahl nicht zu erfassen, mit denen typische 
bürgerliche Wahlsysteme bezeichnet werden. Unser Wahl­
system, das in den Grundzügeh mit dem der UdSSR und 
anderer sozialistischer Staaten übereinstimmt, ist im Ein­
klang mit den sozialistischen Eigentums- und Machtver­
hältnissen entwickelt worden und gewährleistet vor al­
lem, daß die Werktätigen den entscheidenden Einfluß auf 
die Zusammensetzung der staatlichen Machtorgane und 
deren Tätigkeit ausüben.

Demokratische Leitung der Wahlen

Die Leitung der Wahlen liegt in den Händen demokratisch 
gebildeter Wahlkommissionen (§§ 10 bis 13 WahlG), denen 
Vertreter der in der Nationalen Front der DDR zusammen­
wirkenden Parteien und Massenorganisationen, Produk­
tionsarbeiter, Genossenschaftsbauern, Angehörige der In­
telligenz, Angehörige der bewaffneten Organe und andere 
Werktätige angehören. Die Wahlkommissionen gewähr­
leisten die strikte Einhaltung der wahlrechtlichen Bestim­
mungen. Sie sichern, daß jeder Bürger sein Wahlrecht und 
die damit verbundenen Rechte voll wahmehmen kann, 
und sie sorgen dafür, daß die organisatorisch-technischen 
Voraussetzungen für die Durchführung der Wahlen ge­
schaffen werden. Ihre Befugnisse reichen von der Prüfung 
und Bestätigung der Wahlvorschläge über die Kontrolle 
der Aufstellung der Wählerlisten und die Anleitung der 
WahlVorstände bis zur Feststellung des Wahlergebnisses.

Ferner werden Wahlvorstände (§ 14 WahlG) tätig, de­
nen die unmittelbare Leitung der Wahlhandlung in den 
Wahllokalen obliegt. Wie die Mitglieder der Wahlkommis-


